
Digitale Infokästen mit  
Hintergrundinformationen zum Buch 
»Einschüchtern zwecklos«  
von Jürgen Grässlin

Die folgenden Informationen ergänzen einzelne Inhalte des Buches 
»Einschüchtern zwecklos« von Jürgen Grässlin durch differenzierte 
Background-Informationen. Sie wurden zumeist vom Autor selbst 
verfasst bzw. in Einzelfällen in Zusammenarbeit mit einer der im 
Text genannten Partnerorganisationen bzw. deren Vertreterin oder 
Vertreter.
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Zu Kapitel 2:

Rüstungskritische Filme von  
Wolfgang Landgraeber 

Wolfgang Landgraeber zählt seit den 1970er-Jahren zu den bekann-
testen Investigativjournalisten Deutschlands. Er arbeitete als Re-
porter und Redakteur für die ARD-Politikmagazine MONITOR 
und PANORAMA. Er drehte mehr als 30 Dokumentationen und 
rund 120 Beiträge für Politikmagazine. Landgraeber erhielt zahl-
reiche Ehrungen und Preise. Heute lehrt er an Universitäten und 
Filmhochschulen. Für das GLOBAL NET – STOP THE ARMS 
TRADE recherchiert und publiziert er Rüstungsexportfälle.

Fern vom Krieg (1984, 82 Minuten)
Siehe Kapitel 2 des Buches »Einschüchtern zwecklos«.

Vergeben, aber nicht vergessen (1985, 60 Minuten)
Wie fast alle Rüstungsbetriebe in Deutschland beschäftigten auch 
die Mauser-Werke in Oberndorf Zwangsarbeiter aus den im Zwei-
ten Weltkrieg besetzten Ländern Europas. Ehemalige Arbeiter be-
richten von harten Arbeitsschichten in der Gewehrproduktion, von 
Hunger, Misshandlungen und willkürlichen Hinrichtungen durch 
die SS-Bewacher.

Panteón Militar (1992, 90 Minuten)
Der Panteón Militar ist der Militärfriedhof in der argentinischen 
Hauptstadt Buenos Aires mit Tausenden gepflegter Gräber und 
prächtigen Mausoleen. Er ist aber auch das Symbol für Zehntau-
sende Opfer der Militärjunta, die während des »Krieges gegen 
die Subversion« umgebracht wurden. Die Militärs hinterließen  
45 Milliarden Dollar Schulden für Rüstungskäufe für einen sinn-
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losen Krieg im Südatlantik – Schulden, unter denen das Land bis 
heute leidet.

Vom Töten leben (2016, 90 Minuten)
Der Filmemacher besucht nach über 30 Jahren erneut die schwäbi-
sche Waffenstadt Oberndorf. Noch immer sind die Rüstungsfirmen 
Heckler & Koch und Rheinmetall (die früheren Mauser-Werke) die 
größten Arbeitgeber vor Ort. Noch immer baut Heckler & Koch 
Handfeuerwaffen für Kriege auf der ganzen Welt. Aber hat sich et-
was verändert im Stadtbild und im Bewusstsein der Einwohner? 
Geschlossene Geschäfte und verfallende Häuser künden von einer 
Krise. Jetzt scheint sich die Monostruktur der Rüstungsproduktion 
zu rächen, die viele Jahrzehnte lang für Wohlstand sorgte.

Weblinks: www.landgraeberfilm.de
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Zu Kapitel 4

Fatale Folgen durch Uranmunition der NATO  
im Kosovo-Krieg

»Verbrechen gegen Gott und die Menschheit«
Dr. Doug Rokke, ehemals Direktor des DU-Projektes beim Heer 
der USA, über den Einsatz von Uranmunition1

Unstrittig ist, dass im Kosovo-Krieg seitens der Konfliktparteien 
schwere Kriegsverbrechen begangen wurden. Seitens serbischer Si-
cherheitskräfte und der paramilitärischen UÇK (»Befreiungsarmee 
des Kosovo«) im Bodenkrieg, auch seitens der NATO im Bomben-
krieg. Wurde dementsprechend allen Verantwortlichen vor dem 
Internationalen Strafgerichtshof, dem IGH, der Prozess gemacht?

Im Mai 1993 wurde mit der Resolution 827 des UN-Sicherheits-
rates der »Internationale Strafgerichtshof für das ehemalige Jugo-
slawien« in Den Haag gegründet. Chefanklägerin war die Schwei-
zerin Carla del Ponte, auf die 2008 der Belgier Serge Brammertz 
folgte. Insgesamt wurden 161 Personen angeklagt, 84 für Straftaten 
seit 1991 verurteilt, die auf dem Territorium des ehemaligen Jugo-
slawien begangen wurden. Unter den Verurteilten befanden sich 
kroatische Serben, bosnische Serben und Serben, bosnische Kroa-
ten, Bosniaken, Mazedonier, Montenegriner und Kosovo-Albaner, 
so die Trennung in der Auflistung des IGH. Vielfach wurden die 

1 Rokke, Doug: Einsatz von abgereichertem Uran: Ein Verbrechen gegen die 
Menschheit, in: www.ag-friedensforschung.de/themen/DU-Geschosse/
Rokke.html.
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Verantwortlichen zu mehrjährigen und teilweise zu lebenslangen 
Haftstrafen verurteilt. 

Noch während seiner Amtsausübung wurde Slobodan Milošević 
1999 wegen Völkermords vor dem Kriegsverbrechertribunal an-
geklagt. Auf Betreiben des serbischen Ministerpräsidenten Zoran 
Dindić wurde er 2001 festgenommen, im Jahr darauf begann der 
Prozess gegen Milošević. Allerdings verstarb der Serbe 2006 noch 
vor Beendigung des Verfahrens, zu einer Verurteilung kam es des-
halb nicht.

*

Was aber ist mit den Befehlsgebern der Bombardements, der Zer-
störung Hunderter Dörfer, der Ermordung Tausender Menschen 
durch die Luftschläge der NATO? Die Beschwerde der Bundes-
republik Jugoslawien gegen Staaten, die Mitglied der NATO wa-
ren, wurde im Dezember 2004 abgelehnt. Die Begründung: Jugo-
slawien war zur Zeit der Antragstellung keine Partei, die über den 
IGH-Status verfügte.2

Am 16. Oktober 1998 hatten 503 Bundestagsabgeordnete dem 
Einsatz bewaffneter Streitkräfte als deutschem Beitrag zu den 
NATO-Luftoperationen »zur Abwendung einer humanitären Ka-
tastrophe im Kosovo-Konflikt« zugestimmt. Ungeachtet des fehlen-
den UN-Mandats. Rechtliche Konsequenzen folgten daraus nicht. 
Und das, obwohl die NATO auf dem Balkan ächtungswürdige Waf-
fen einsetzte.

Noch ein trauriger Nachtrag zu Waffeneinsätzen seitens der 
NATO zur – wie behauptet – Verhinderung einer humanitären 
Katastrophe im Kosovo: Der Schweizer Friedensaktivist Heinrich 
Frei, mit dem ich seit Jahren in regem Informationsaustausch stehe, 

2  Vgl. Internationaler Strafgerichtshof – International bedeutsame Fälle, 
https://de.wikipedia.org/wiki/Internationaler_Gerichtshof.
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weist in seiner Analyse »Bombardierung von Ex-Jugoslawien durch 
die NATO, 20 Jahre danach« auf besonders bedrückende Folgen 
der Waffengewalt im Krieg hin. 

Laut Frei hat der Krieg im ehemaligen Jugoslawien rund 4500 
Landminen und 90 000 explosive Überreste hinterlassen. Seit 1999 
starben 120 Zivilisten durch Detonationen. Bis zum heutigen Tag 
sind Minenräumer im Kosovo damit beschäftigt, die gefährlichen 
Überreste des vor mehr als zwei Jahrzehnten wütenden Krieges zu 
entschärfen. »Die NATO hatte mehr als tausend Streubomben im 
Kosovo eingesetzt, die in hunderttausende [sic!]  kleine Spreng-
körper zersplitterten«, weiß der Züricher Friedensaktivist. »Diese 
Sprengkörper sollten beim Aufschlag sofort explodieren, doch die 
Fehlerquote liegt zwischen fünf und dreissig [sic!] Prozent.« Die 
Wirkung der nicht explodierten NATO-Munition entspricht der 
von Antipersonenminen, sie kann durch Berührung ausgelöst wer-
den.

Damit nicht genug. Im Jahr 1999 hat die NATO bei ihren Bom-
bardements im Kosovo-Krieg auch DU-Munition, depleted ura-
nium, sprich abgereichertes Uran, eingesetzt. DU-Munition verfügt 
aufgrund der hohen Dichte von Uran über eine besonders hohe 
Durchschlagskraft, kann also beispielsweise Panzerstahl durchbre-
chen (sogenannte »panzerbrechende Munition«).

Den DU-Einsatz im Kosovo-Krieg bestätigte das 2. Internatio-
nale Symposium – URAN 238, das Mitte Juni 2019 in der Univer-
sität Niš in Südserbien mit 300 Teilnehmern und Teilnehmerinnen 
und Referenten und Referentinnen aus zehn europäischen Ländern 
stattfand. Dort berichtete eine Teilnehmerin: »Die Folge der Bom-
bardierungen der NATO im Kosovo-Krieg mit Bomben und Gra-
naten, auch mit abgereichertem Uran (DU), hatte zur Folge, dass 
die Krebsraten in Serbien, im Kosovo und in umliegenden Regio-
nen bis heute horrende Ausmasse [sic!] angenommen haben.« 

Weiterhin unverändert ist der Einsatz von Uranmunition durch 
NATO-Einheiten ein Tabuthema. Doch die Folgen können nicht 
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totgeschwiegen werden, »die massiv und schnell auftretenden Fälle 
von bösartigen Tumoren und Leukämien in den Familien« sind 
eine Tatsache. In den Jahren nach dem Kosovo-Krieg kam Uran-
munition seitens der NATO im Irak und in Afghanistan zum Ein-
satz, so der Vorwurf beim Internationalen Symposium in Niš.3

Den – angesichts der Opfer – zynischsten aller Kommentare zum 
Einsatz der DU-Munition im Kosovo-Krieg leistete sich der dama-
lige Verteidigungsminister im rot-grünen Kabinett von Gerhard 
Schröder und Joschka Fischer, der SPD-Politiker Rudolf Scharping. 
Uran werde als Metall, nicht als strahlendes Material verwendet. 
»Deshalb haben auch alle Untersuchungen ergeben, dass die Strah-
lung aus diesem Uran unterhalb der natürlichen Umwelteinflüsse 
liegt.« So Scharping, der das Thema der schwerwiegenden und 
dauerhaften Schädigung vieler Menschen damit als erledigt ansah.4

Zu einem ganz anderen Ergebnis kommen die Analysen von Dr. 
Doug Rokke. Diese stützen die massiven Vorwürfe gegenüber der 
NATO-Kriegsführung. Rokke, der vormals als Direktor des Deple-
ted-Uranium-Projekts beim Heer der USA tätig war und später als 
Professor für Umweltwissenschaften an der Jacksonville State Uni-
versity (Alabama), erklärte: Die USA verwendeten »bewußt Uran-
geschosse« im Irak, Kosovo, in Kuwait, Serbien, Bosnien, Puerto 
Rico, Okinawa sowie innerhalb der Vereinigten Staaten. Laut Re-
cherchen des Physikers und Experten für chemische und biologi-
sche Kampfstoffe stellten Dokumente der Vereinten Nationen »als 
erwiesen fest, daß mehr als 31 000 DU-Salven (über 10 Tonnen) im 
Kosovo abgefeuert wurden«.

3 Frei, Heinrich: Bombardierung von Ex-Jugoslawien durch die NATO, 20 
Jahre danach, in: Schattenblick, 29.06.2019, www.schattenblick.de/infopool/
politik/krieg/pkrk0030.htlm.

4 Rudolf Scharping in: Eine Frage der Ächtung, Süddeutsche Zeitung, 
07.02.2009.
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Laut Rokke nötigten die Vereinten Nationen offizielle Vertreter 
der USA sogar, die absichtliche Verwendung von Urangeschossen 
im Kosovo einzugestehen, was am 22. März 2000 geschah – fast 
ein Jahr nach dem Ersteinsatz. Allerdings bestritten US-Vertreter 
nachteilige Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt, »obgleich 
offizielle Dokumente und medizinische Befunde ihre Behauptung 
widerlegen«.

Die Folgen waren und sind dramatisch: »Tausende von Perso-
nen wurden belastet und heute sind viele krank oder tot. Abgerei-
chertes Uran ist eine Gefahr für die Gesundheit, wenn es eingeat-
met oder mit der Nahrung aufgenommen wird, sowie wenn es in 
offene Wunden gerät«, weiß Rokke.

Die Antwort auf dieses Verbrechen gegen Gott und die Mensch-
heit sei klar: Alle Personen, die durch Einatmen, Nahrungsauf-
nahme oder Wundvergiftung betroffen seien, müssten medizini-
sche Versorgung erhalten. Der Einsatz von Urangeschossen müsse 
verboten werden – was bis heute nicht geschehen ist.5 Ebenso we-
nig wie umfassende öffentliche Aufklärung über den NATO-Ein-
satz mit Uranmunition im Kosovokrieg und dessen Folgen für die 
Betroffenen.

5 Rokke, Doug: Einsatz von abgereichertem Uran: Ein Verbrechen gegen die 
Menschheit, siehe www.ag-friedensforschung.de/themen/DU-Geschosse/
Rokke.htlm.
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Zu Kapitel 7:

Wie Lehramtsstudenten in Guerrero mit 
G36-Gewehren erschossen wurden 

»Außer Zweifel aber steht, dass in genau dieser Situation 
mit G36-Gewehren geschossen wurde.«
Der taz-Korrespondent Wolf-Dieter Vogel zu den Erschießungen 
von sechs Studenten des Lehrerseminars von Ayotzinapa6 

Kurz vor dem Weihnachtsfest 2010 veröffentlichte die tageszeitung 
(taz) auf Seite 1 die Topstory »Deutsche Waffen für den Drogen-
krieg«. Treffend formulierte Toni Keppeler, was Regierungspoli-
tiker in Berlin lange Jahre nicht wahrhaben wollten: »Angesichts 
dieses Pulverdampfs erscheint das deutsche Ausfuhrverbot für vier 
mexikanische Bundesstaaten ziemlich absurd. Es gibt keine Gren-
zen im Innern des Landes.« Schließlich kann die mexikanische Re-
gierung zentral eingekaufte Waffen in jeden beliebigen Bundesstaat 
verschicken. Und auch die Rolle von Polizisten und Soldaten analy-
sierte der taz-Redakteur treffend. Sie »gehören auf staatlicher Seite 
zu den notorischen Menschenrechtsverletzern«. Demnach habe 
ein Waffenembargo aus Sorge um die Menschenrechte deshalb nur 
Sinn, wenn es für ganz Mexiko gelte. 

In weiser Voraussicht analysierte Keppeler, »dass das geltende 
deutsche Recht angesichts der Lage in Mexiko lächerlich ist«. Staats-
anwaltschaftliche Ermittlungen gegen Heckler & Koch »können 
deshalb kaum mehr sein als absurdes Theater«. In Mexiko werde 

6 Vogel, Wolf-Dieter: Morde an Studenten. Deutsche Waffen, tote Mexikaner, 
in: tageszeitung (taz), 15.05.2018.
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»derweil weitergeschossen – und gestorben«, so die Botschaft zum 
Fest des Friedens.7

*

In welchem Umfang genehmigte die Bundesregierung Exporte von 
Kleinwaffen nach Mexiko? Bei seinen Berechnungen der Geneh-
migungswerte kam der, leider verstorbene, Berliner Friedensfor-
scher Otfried Nassauer (ON) zu einem teilweise deutlich höheren 
Finanzvolumen, als die Bundesregierung in ihren Rüstungsexport-
berichten offiziell eingestanden hatte. Laut Nassauer lagen die Ge-
nehmigungswerte von 2003 bis 2010 für den Export von Klein-
waffen bzw. deren Bestandteilen bei einem Wert von mehr als 20 
Millionen Euro allein für Mexiko.

Übersicht der Genehmigungen für  
Kleinwaffenexporte nach Mexiko

Beschreibung A0001-Wert* in 
Euro berechnet 
(lt. ON)

2003 Gewehre und Karabiner, Maschinenpistolen und Zu-
behör und Teile für Gewehre und Karabiner (ein-
schließlich Kriegswaffen), Maschinenpistolen, Ma-
schinengewehre, Sportpistolen und -revolver und 
Waffenzielgeräte
(A0001 / 23,7% aller Rüstungsexporte)

402.816,10

2004 Gewehre, Revolver, Pistolen, Maschinenpistolen, 
Maschinengewehre und Waffenzielgeräte, inkl. Teile 
(A0001 / 54,9%)

1.004.103,90

7 Keppeler, Toni: Deutsche Waffen für den Drogenkrieg und Kommentar 
»Feuer einstellen!«, in: tageszeitung (taz), 23.12.2010.
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2005 Gewehre, Pistolen, Maschinenpistolen und Teile für 
Gewehre, Pistolen, Maschinenpistolen, Maschinenge-
wehre, Sportpistolen, Sportrevolver (A0001 / 52,4%)

838.625,84

2006 Gewehre, Sportpistolen und Teile für Gewehre, Pisto-
len, Maschinengewehre, Sportpistolen, Rohrwaffen-La-
fetten** (A0001 / 69,8%)

2.084.255,20

2007 Gewehre, Maschinenpistolen, Pistolen, Sportgewehre 
und Teile für Gewehre, Maschinenpistolen, Pistolen 
(A0001 / 98,8%)

15.342.815,00

2008 Pistolen und Teile für Gewehre mit KWL-Nummer***, 
Pistolen (A0001 / 25,2%)

232.466,47

2009 Maschinenpistolen und Teile für Maschinenpistolen, 
Gewehre mit KWL-Nummer, Revolver, Pistolen  
(A0001 / 6,8%)

365.930,10

2010**** Waffenzielgeräte und Teile für Gewehre mit KWL-Num-
mer, Maschinengewehre, Maschinenpistolen, 
Pistolen (A0001 / 41,0%); (931.254 € SALW*****-
Kleinteile)

1.083.739,40

2011 - 
2014

KEINE EXPORTGENEHMIGUNGEN FÜR KLEINWAFFEN 0

*  A0001-Wert der »Liste für Waffen, Munition und Rüstungsmaterial« des Bundes-
amts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA)

**  Lafette: Geschütz-Untergestell
***  KWL: Kriegswaffenliste, Anlage zum Kriegswaffenkontrollgesetz
****  Erste erwähnte Verweigerung der Ausfuhr (Denial) gemäß den offiziellen  

Rüstungsexportberichten der Bundesregierung
***** SALW: Small Arms and Light Weapons, Kleinwaffen und Leichtwaffen

(Quelle: »Übersicht der Genehmigungen für Kleinwaffenexporte nach Mexiko«, Berechnun-
gen von Otfried Nassauer, Berliner Informationszentrum für Transatlantische Sicherheit, BITS, 
für die Jahre 2003 bis 2010)
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Relevant für den Mexiko-Deal von Heckler & Koch waren die Ge-
nehmigungswerte in den Jahren von 2006 bis 2009, die maßgeblich 
den Export von G36-Gewehren und MP5-Maschinenpistolen und 
deren Bestandteile und Zubehör umfassen. Auffallend sind allen 
voran die Jahre 2006 und 2007. Für 2006 genehmigte der Bund of-
fiziell den Export von 2025 Gewehren, für 2007 von 6667 Geweh-
ren und zusätzlich 3336 Maschinenpistolen.8 

Das Problem: Beginnend ab 2006 befanden sich Abertausende 
hochpräziser Tötungsmaschinen von Heckler & Koch in den Hän-
den auch korrupter Polizisten und teilweise der Drogenmafia in 
verschiedenen Bundesländern Mexikos. Rund die Hälfte der gelie-
ferten G36-Gewehre wurde widerrechtlich in die Unruheprovin-
zen Chiapas, Chihuahua, Jalisco und Guerrero verbracht, wo sie 
niemals hätten hingelangen dürfen.

Immerhin eines hatte meine Strafanzeige vergleichsweise schnell 
bewirkt: Die Exporte von Kleinwaffen wurden nach 2010 von der 
Bundesregierung unterbunden, seither galt ein Embargo für Pis-
tolen, Maschinenpistolen und Gewehre. Eigentlich ein riesiger Er-
folg, über den ich mich allenfalls nur bedingt freuen konnte. Denn 
das Waffenembargo kam für Mexiko zu spät, die Kleinwaffenliefe-
rungen hätten nie genehmigt werden dürfen. Nunmehr aber wa-
ren die G36 und MP5 im Umlauf, tagtäglich wurde geschossen 
und gemordet.

*

Viereinhalb Jahre nach Erstattung der Strafanzeige, acht Jahre 
nach den ersten H&K-Gewehrlieferungen nach Mexiko, kam es 
zu einem Einsatz von G36-Sturmgewehren, der – anders als sonst 
– weltweit Aufsehen erregte.

8 Rüstungsexportbericht der Bundesregierung 2006, S. 42, und Rüstungsex-
portbericht der Bundesregierung 2007, S. 49.
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Das Geschehen ereignete sich im mexikanischen Bundesstaat 
Guerrero, einer der vier für G36 explizit belieferungsverbotenen 
Provinzen. Ausgangspunkt war das Internat »Escuela Normal Ru-
ral Raúl Isidro Burgos« im Dorf Ayotzinapa, nahe der Hauptstadt 
des Bundesstaates. Hier wurden rund 500 Lehramtsstudenten für 
Grundschulen ausgebildet, die nach ihrem Studium üblicherweise 
in ihre Heimatregion zurückkehren und die dortigen Kinder unter-
richten sollten.

Aufgrund der Privatisierung im Bildungsbereich waren die 
Haushaltsmittel erst gekürzt, im September 2014 die Zahlungen 
gänzlich eingestellt worden. Den Lehramtsstudenten in Ayotzi-
napa wurde linker Aktionismus unterstellt. Denn um Spenden-
gelder einzutreiben, hatten sie Busse gekapert, was üblicherweise 
im Einvernehmen mit den Transportunternehmen und Busfah-
rern geschah. 

Am späten Nachmittag des 26. September fuhren Studenten 
des Internats zur Stadt Iguala, wobei sie schon während der Fahrt 
von föderalen und bundesstaatlichen Einheiten der Polizei über-
wacht wurden. Am Abend blockierten Polizeifahrzeuge die Busse 
in Iguala. Mehrere Studenten verließen die Busse und forderten die 
Polizei auf, sie passieren zu lassen.

»Währenddessen begannen die Polizisten wahllos auf die Stu-
denten zu schießen«, analysierte die Politikwissenschaftlerin Chris-
tiane Schulz in ihrer Dokumentation zum Menschenrechtsver-
brechen an den Studenten aus Ayotzinapa. Beteiligt waren auch 
Mitglieder der Drogenbande Guerreros Unidos, Vereinigte Krieger. 
Der Lehramtsstudent Aldo Gutiérrez Solano wurde schwer verletzt. 
Videorecordings dokumentierten den Angriff föderaler Polizisten, 
auch wie sie einige der Studenten abtransportierten. 

Wenige Stunden danach erfolgte ein zweiter Angriff auf die Stu-
denten, die eine spontan einberufene Pressekonferenz abhielten. 
»Mehrere schwerbewaffnete Männer stiegen aus und schossen 
wahllos auf die Gruppe der Studenten, Lehrer, Journalisten und Zu-
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hörer«, schrieb Schulz in seiner Studie für die Organisation México 
vía Berlin. Zwei Studenten starben, fünf Personen wurden schwer 
verletzt. Alle diese Opfer sind namentlich bekannt. In dieser Nacht 
erfolgten weitere Attacken. 

Tags darauf wurde die Leiche des Studenten Julio César Fuentes 
Mondragón in Iguala gefunden. Seine Augen waren ausgestochen, 
seine Gesichtshaut abgezogen.

Seit September 2014 ermittelte die Generalstaatsanwaltschaft von 
Guerrero. Der Tatvorwurf lautete Mord. Befehlsgeber des Einsatzes 
war José Luis Abarca, Bürgermeister von Iguala. Dessen Frau ge-
hörte zu den Guerreros Unidos. Die Leitung der Polizeiaktion lag 
beim örtlichen Polizeichef Felipe Flores Velázquez. Allen drei wur-
den die Taten später zur Last gelegt, zudem zahlreiche Mitglieder 
der lokalen Polizei inhaftiert. 

Vorerst aber blieben die abtransportierten Studenten verschwun-
den, die Sonderstaatsanwaltschaft ermittelte. Die Bilanz dieser 
einen Nacht vom 26. auf den 27. September 2014: sechs Erschos-
sene, mehr als 20 Verletzte, viele von ihnen schwerverletzt. Unter 
ihnen Aldo Gutiérrez Solano, der aufgrund seines Kopfschusses 
seither im Koma liegt. Der mexikanische Präsident Enrique Peña 
Nieto »versprach eine lückenlose Aufklärung«.

Bei einer der Pressekonferenzen des Generalbundesanwalts Je-
sús Murillo Karam wurde publik, dass Mitglieder der Drogenbande 
Guerreros Unidos behaupteten, die 43 gewaltsam entführten Stu-
denten ermordet und verbrannt zu haben. Ihnen waren die Lehr-
amtsstudenten von den staatlichen Sicherheitskräften übergeben 
worden. Als Einziger der 43 konnte der Student Mora Venancio 
aufgrund der Analyse von Knochenresten in einem Innsbrucker 
Labor identifiziert werden. Die Ermittlungen wurden erst einmal 
abgeschlossen.

Die Nichtregierungsorganisation Mexico vía Berlin kam zu 
dem Ergebnis, dass der mexikanische Staat »auf allen Ebenen so-
wohl die eingegangen [sic!] internationalen Verpflichtungen als 
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auch die selbst erlassenen Gesetze ignoriert und verletzt« hatte. Zu 
den strukturellen Ursachen »zählen die Verflechtungen zwischen 
Staatsapparat und organisierter Kriminalität« und »die fehlende 
demokratische Kontrolle über die staatlichen Sicherheitskräfte«.9

*

Wurden beim Massaker von Iguala nachweislich G36-Sturmge-
wehre von Heckler & Koch eingesetzt? Dankenswerterweise ging 
der Investigativjournalist Wolf-Dieter Vogel dieser Frage direkt in 
Mexiko nach. Seine Vor-Ort-Recherchen sollten zur Klärung des 
Aspekts der Mitverantwortung und moralischen Schuld von Heck-
ler & Koch einen entscheidenden Schritt weiterhelfen. 

Laut Vogel wurden am Tag nach dem Massaker von Iguala 19 lo-
kale Polizisten verhaftet. An ihren Waffen konnten Schmauchspu-
ren aufgrund des Einsatzes nachgewiesen werden. Sprich, sie hatten 
in der Nacht geschossen. Von den beschlagnahmten Schusswaffen 
waren 97 Gewehre. Neben US-amerikanischen und italienischen 
auch 36 Sturmgewehre des Typs G36 von H&K, wie aus einer Liste 
der Staatsanwaltschaft hervorging.10

Später wurden sechs Beamte wegen »Mordes mit Feuerwaffen« 
angeklagt. Laut Ermittlungsakten hatten sie Zugang zu den G36, 
die Gewehre wurden ihnen »sogar innerhalb der Behörde expli-
zit zugeordnet«. Die Polizisten gehörten zu den Angeschuldigten, 
bei denen nach der Massakernacht von Iguala Schmauchspuren 
nachgewiesen werden konnten.11 Wolf-Dieter Vogels Resümee zu 

9 Schulz, Christiane: Ayotzinapa / Mexiko: Die Dokumentation und Analyse 
eines Menschenrechtsverbrechens, Mexico vía Berlin e.V., Berlin März 2015.

10 Vogel, Wolf-Dieter: Die Spur führt nach Iguala, in: tageszeitung (taz), 
10.12.2014.

11 Vogel, Wolf-Dieter: Auf der Spur der Sturmgewehre, in: tageszeitung (taz), 
20.01.2015.
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den Morden an den unbewaffneten Lehramtsstudenten in Iguala: 
»Außer Zweifel aber steht, dass in genau dieser Situation mit G36-
Gewehren geschossen wurde.«12

Derweil kamen auch in Deutschland exakt zu dieser Zeit neue 
Informationen ans Licht. Das Bundeswirtschaftsministerium infor-
mierte den Bundestagsabgeordneten Hans-Christian Ströbele von 
Bündnis 90/Die Grünen auf dessen Anfrage hin, wonach in den 
Exportdokumenten für die in Iguala aufgetauchten G36-Gewehre 
falsche Angaben gemacht worden waren. Die SEDENA, das Vertei-
digungsministerium Mexikos, hatte angegeben, dass die Sturmge-
wehre von H&K lediglich in Bundesstaaten geliefert worden seien, 
für die eine Ausfuhrgenehmigung vorgelegen habe – und damit 
nicht nach Guerrero.13

*

Wie erging es Aldo Gutiérrez? Er gehörte zu den Allerersten, auf 
die die lokalen Polizisten in Iguala geschossen hatten. »Sie trafen 
ihn am Hinterkopf. Wir dachten, er sei tot«, beschrieb einer seiner 
Kommilitonen die dramatische Situation. »Doch plötzlich sahen 
wir, dass Aldo sich bewegte und Blut spuckte. Dann kamen Ret-
tungssanitäter und nahmen ihn mit.«

Dreieinhalb Jahre danach begleitete Wolf-Dieter Vogel Leonel 
Gutiérrez, Aldos Bruder, in die Rehabilitationsklinik INR in Me-
xiko City. Eingangskontrollen, dritter Stock, Zimmer 347. »Sie ha-
ben ihm direkt in den Kopf geschossen. Die Kugel hat den Kopf 
durchdrungen und die Hälfte des Gehirns zerstört«, erzählte Leo-
nel das Schicksal seines Bruders. Lange Zeit hatte Aldo im Koma 
gelegen, mittlerweile lag er im Wachkoma. »Unser einziger Trost 

12 Vogel, Wolf-Dieter: Morde an Studenten. Deutsche Waffen, tote Mexikaner, 
in: tageszeitung (taz), 15.05.2018.

13 Vogel, Auf der Spur der Sturmgewehre, a.a.O.
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ist, dass er selbstständig atmet. Er sieht und spricht nicht, aber er 
hört uns«, erzählt Leonel. Aufwachen wird Aldo nie wieder. Er ist 
einer von Millionen Menschen, die den Einsatz von Kleinwaffen 
überlebt haben, aber zeitlebens leiden. 

Leonel verlieh seinen Gefühlen Worte: »Warum hat jemand das 
getan? Wir sind alle unendlich wütend.« Dabei weiß er um den Tä-
ter, der Beamte wurde inhaftiert. Rechtsanwalt Santiago Aguirre er-
klärte: Aus den Ermittlungsakten gehe hervor, dass der Polizist mit 
einem G36-Sturmgewehr von Heckler & Koch im Einsatz war.14

14 Vogel, Wolf-Dieter, Deutsche Gewehre in Mexiko. Wie internationaler Waf-
fenhandel tötet, in: Deutschlandfunk Kultur, 15.05.2014.
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Zu Kapitel 7:

Wie Daniel Harrich dem investigativen Spielfilm zum 
Durchbruch verhalf

Nach dem Betriebswirtschaftsstudium besuchte Daniel Harrich 
das American Film Institute in Los Angeles. Mit seinen TV-Fil-
men, wie Der blinde Fleck (2013) zum Oktoberfest-Attentat, Meis-
ter des Todes 1 und 2 zu den illegalen G36-Exporten nach Mexiko 
(2015 und 2020) – bei immens hohen Einschaltquoten präsentiert 
im Rahmen zweier ARD-Themenabende – und Die große Dürre 
über Wassermangel in Zeiten der Klimakatastrophe (2022), ver-
half Harrich dem Genre des investigativen Spielfilms zum Durch-
bruch. Seine Spielfilme und Dokumentationen werden von einem 
Millionenpublikum gesehen, in den Medien breit publiziert und in 
der Politik intensiv diskutiert.

Die insgesamt vier Harrich-Filme (zwei Fiction- und zwei 
Doku-Streifen) zu den beiden vorgenannten ARD-Themenaben-
den »Waffenexporte« basieren auf den Strafanzeigen von Jürgen 
Grässlin (gegen Heckler & Koch) und Rechtsanwalt Holger Roth-
bauer (gegen die Rüstungsexportkontrollbehörden) und deren Fol-
gewirkung.

Meister des Todes, investigativer Spielfilm
(Erstausstrahlung beim ersten ARD-Themenabend am 23.09.2015, 
90 Minuten)
Peter Zierler (gespielt von Hanno Kofler) arbeitet beim Waffenher-
steller HSW. Seit Generationen produziert und exportiert HSW 
in Hochdorf Kleinwaffen, so auch Sturmgewehre für Mexiko, wo 
Menschenrechte massiv verletzt werden. In enger Absprache mit 
den deutschen Kontrollbehörden gelangen mehrere tausend Ge-
wehre legal nach Mexiko City, danach aber illegal in verbotene Un-
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ruheprovinzen. Der Protagonist zweifelt, doch die HSW-Führung 
setzt den Deal durch. Das Desaster nimmt seinen Lauf, unschul-
dige Lehramtsstudenten werden mit den HSW-Waffen erschossen. 
Prämiert mit dem »Grimme-Preis« und dem »Marler Medienpreis 
Menschenrechte« von Amnesty International.

Tödliche Exporte – Wie das G36 nach Mexiko kam  
TV-Dokumentation 
(Erstausstrahlung beim ersten ARD-Themenabend am 23.09.2015, 
30 und 60 Minuten) 
Hintergrundinformationen zum illegalen G36-Gewehrdeal, auch 
unter Beteiligung korrupter mexikanischer Polizisten. Im mexi-
kanischen Drogenkrieg kämpft jeder gegen jeden. Angesichts des-
sen hätte der Oberndorfer Waffenexporteur Heckler & Koch auf 
das Mexiko-Geschäft verzichten müssen. Doch das Unternehmen 
profitierte skrupellos, im Bundeswirtschaftsministerium gab es hel-
fende Hände.

Meister des Todes 2, investigativer Spielfilm 
(Erstausstrahlung beim zweiten ARD-Themenabend am 01.04.2020, 
95 Minuten)
Das illegale Mexiko-Geschäft landet vor Gericht. In einem lang-
wierigen Strafprozess soll überprüft werden, ob HSW das Kriegs-
waffenkontrollgesetz und das Außenwirtschaftsgesetz verletzt hat. 
Während die HSW-Führungskräfte, dank windiger Rechtsanwälte 
und einer völlig unzureichenden Rechtslage, ihren Kopf aus der 
Schlinge ziehen, begeben sich die Angehörigen und Menschen-
rechtler in Mexiko auf die Suche. Vor Ort wollen sie die Morde 
mit HSW-Waffen aufklären und die 43 verschwundenen Studenten 
finden. Am Ende verurteilt das Gericht lediglich Bauernopfer, die 
hauptverantwortlichen Topmanager werden freigesprochen.
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Tödliche Exporte 2 – Rüstungsmanager vor Gericht  
TV-Dokumentation
(Erstausstrahlung beim zweiten ARD-Themenabend am 01.04.2020, 
60 Minuten)
Der Strafprozess am Landgericht Stuttgart zeigt das kriminelle 
Handeln im Hause Heckler & Koch auf. Zugleich deckt Regisseur 
Daniel Harrich die realen Geschehnisse von 2014 im Zusammen-
hang mit der Ermordung von Lehramtsstudenten mit G36-Geweh-
ren und die Entführung von 43 Studenten aus Ayotzinapa auf. Die 
Recherchen führen den Münchener Filmemacher Harrich auch auf 
die Spur weiterer widerrechtlicher Pistolenexporte von SIG SAUER 
nach Kolumbien sowie nach Nicaragua und Mexiko.

Weblinks:
www.diwafilm.de 
https://www.daserste.de/unterhaltung/film/themenabend- 
waffenexporte/doku/index.html 
https://www.daserste.de/unterhaltung/film/themenabend- 
waffenexporte/doku/toedliche-exporte-ruestungsmanager-vor-
gericht-106.html
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Zu Kapitel 7:

Aufschlussreiche Verhandlungstage im  
Strafprozess gegen H&K

Der folgende Text gibt einen wortgetreuen Auszug aus der Gesamt-
analyse seitens des versierten Rüstungsexperten Jan van Aken zum 
H&K-Prozess mit seinen 29 Verhandlungstagen vom 18. Mai 2018 
bis zum 29. Februar 2019 am Landgericht Stuttgart wieder. Der frü-
here Hamburger Bundestagsabgeordnete verfasste die Analyse im 
Auftrag der Rosa-Luxemburg-Stiftung.

Die Faktenlage. Im Prozess wurden folgende Fakten zu dem Me-
xiko-Geschäft erhoben:
1. Ursprünglich war das Auswärtige Amt gegen den Export wegen 

der schlechten Menschenrechtslage in einzelnen mexikanischen 
Bundesstaaten (Chihuahua, Guerrero, Jalisco und Chiapas). Erst 
als in den vorgelegten Endverbleibserklärungen (EVE) diese Bun-
desstaaten ausgeschlossen wurden, wurden die Exporte geneh-
migt. Eine EVE ist ein Dokument, in dem die mexikanische Regie-
rung der deutschen Bundesregierung zusichert, wo die gelieferten 
Waffen am Ende verbleiben werden. Es muss zwingend mit jedem 
Antrag auf eine Rüstungsexportgenehmigung vorgelegt werden.

2. Es wurden mehrfach EVEs ausgetauscht, d.h., es wurden immer 
neue Versionen vorgelegt, bis keine »heiklen« Bundesstaaten 
mehr darin waren. So stand nach Aussage des Chefermittlers des 
Zollkriminalamtes (5. Tag) einmal der Bundesstaat Puebla ur-
sprünglich nur mit 20 Waffen auf der Liste, nach der Streichung 
des heiklen Bundesstaates Chihuahua mit 450 Waffen standen 
dann für Puebla 470 Waffen auf der ausgetauschten EVE. Nach-
träglich konnte gezeigt werden, dass aus dieser Lieferung keine 
einzige Waffe tatsächlich an Puebla gegangen ist.
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3. H&K-Mitarbeiter haben aktiv an der Formulierung der EVEs 
mitgearbeitet, obwohl dies eigentlich ein offizielles staatliches 
Dokument der mexikanischen Regierung ist. In einer am 4. Tag 
in den Prozess eingebrachten E-Mail vom 25. April 2006 heißt 
es zum Beispiel vom früheren Mexiko-Vertreter von H&K an die 
Zentrale: »Soll evtl. der Bundesstaat Guerrero nicht erwähnt wer-
den?« In einem anderen Mail-Wechsel im Mai/Juni 2007 schlägt 
der H&K-Mexiko-Vertreter vor: »Ich habe noch mal alle bishe-
rigen Endverbleibserklärungen und die darin genannten Bun-
desstaaten durchgesehen, deshalb schlage ich jetzt folgende Liste 
vor...«. Antwort aus der Zentrale: »Die End-User sind alle ok, bis 
auf Jalisco, bitte weglassen.« Vier Tage später schickt die mexi-
kanische Regierung dann die entsprechend angepasste Endver-
bleibserklärung (2. Prozesstag). Die Ermittler des Zollkriminal-
amtes (ZKA) sagten aus, dass es Heckler & Koch nur darum 
gegangen sei, eine »Papierlage« zu schaffen, mit der eine Ge-
nehmigungserteilung möglich war. Die tatsächliche Verteilung 
der G36 in Mexiko habe dabei keine Rolle gespielt. H&K habe 
sich nicht bemüht, andere Abnehmer für die Waffen zu suchen, 
sondern eine neue Endverbleibserklärung zu bekommen (4. und  
5. Prozesstag).

4. Es sind mehrere tausend Waffen auch in den Bundessstaaten ge-
landet, die nicht in den EVEs aufgeführt waren. Insgesamt sind 
nach Angaben der Staatsanwaltschaft (26. Tag) 4702 G36-Ge-
wehre im Wert von 4,1 Millionen Euro in die vier bedenklichen 
Staaten gelangt. Dazu kämen noch zwei MP5-Maschinenpisto-
len im Wert von 2064 Euro, die nach Guerrero geliefert wurden.

5. Heckler & Koch wusste davon und hat sogar Waffenvorfüh-
rungen in solchen Bundesstaaten durchgeführt. So hat der An-
geklagte Joachim M. im Juni 2006 eine Reisegenehmigung für  
Guerrero unterzeichnet (3. Tag). In einer Mail vom Juli 2006 
schrieb der Mexiko-Vertreter von H&K an die Zentrale, dass 420 
Gewehre in den Bundesstaat Guerrero geliefert worden seien (10. 
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Tag). Zudem wurde bei H&K intern eine Liste geführt mit einer 
Übersicht zu den G36-Lieferungen nach Mexiko im Jahre 2006. 
In dieser Liste gab es für jeden einzelnen Vertrag zwei (!) Spal-
ten für die Endempfänger: eine für die in der EVE genannten 
Empfänger und eine weitere mit den Endverwendern (23. Tag).

6. Es gab ein Unrechtsbewusstsein bei H&K. Der Zeuge Robert H., 
ehemals Waffenvorführer bei H&K, hatte das Verfahren 2010 mit 
seiner Aussage bei der Staatsanwaltschaft ins Rollen gebracht. 
Er sagte am 12. Prozesstag aus, dass der damalige Verkaufsleiter 
ihm einmal gesagt habe: »Mensch, da haben wir brutal Schwein 
gehabt, fast wären sie dahintergekommen … da sind wir gerade 
nochmal davongekommen.« Da ging es um die Lieferung von Zu-
behör nach Chiapas, obwohl in Chiapas keine Gewehre hätten 
sein dürfen. Zudem sagte er aus, dass er einmal die Anweisung 
bekommen habe, wonach er eine Reise unbedingt über den Me-
xiko-Vertreter abrechnen solle. Auf die Frage, warum er Reiseab-
rechnungen fälschen solle, sei ihm gesagt worden, das Problem 
sei, dass genau diese Bundesländer, für die keine Genehmigung 
erteilt wurde, die eigentlichen Hauptkunden seien.

7. Ein ehemaliger Behördenbeauftragter bei H&K sagte am 22. Pro-
zesstag aus, 2006 habe der damalige Geschäftsführer Dr. H. »die 
Verantwortung als Ausfuhrverantwortlicher ... abgegeben, weil es 
immer riskanter wurde, was wir so erfuhren, hintenrum. Da hat 
er gesagt, ich mach das nicht mehr.«

(Quelle: https://www.rosalux.de/publikation/id/39861/der- 
heckler-koch-prozess-eine-zusammenfassung und  
www.rosalux.de/waffenexporte)
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Zu Kapitel 9:

Der tödliche Einsatz von SIG-SAUER-Pistolen  
in Kolumbien 
Ein Dossier von terre des hommes

Im Februar 2019 legte das Kinderhilfswerk terre des hommes. Hilfe 
für Kinder in Not (tdh) ein erstes Dossier zum Thema SIG-SAUER-
Pistolen in Kolumbien vor. Eine zweite aktualisierte und erweiterte 
Fassung erschien im Juni 2021. Letztere ist die hier in Auszügen 
vorgestellte Version. Die tdh-Studie wurde mit vielen Dokumenten 
staatlicher Stellen und Medienberichten belegt. 

Daraus geht hervor: 
 – SIG-SAUER-Pistolen, darunter die SP2022, haben in Kolum-
bien weite Verbreitung und wurden illegal gehandelt (auch 
unter Beteiligung von Kriminellen bei kolumbianischen Be-
hörden wie der Polizei). 

 – SIG-SAUER-Pistolen wurden von illegalen bewaffneten 
Gruppen (Paramilitärs, Guerilla, Drogenkartelle), Kriminel-
len und in bestimmten Fällen auch von Armeeangehörigen 
für Verbrechen verwendet.
Manche der genannten illegalen bewaffneten Gruppen ha-
ben minderjährige Mädchen und Jungen in ihren Reihen, 
dies sind nach völkerrechtlicher Definition Kindersoldatin-
nen und Kindersoldaten. Diese mussten auch SIG-SAUER-
Waffen einsetzen15. 

15 Lt. Zusatzprotokoll zur UN-Kinderrechtskonvention betreffend Kinder in 
bewaffneten Konflikten (2000), Paris, und Principles on children associated 
with armed forces or armed groups (2007).
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Beim Kauf von mindestens 121 000 SIG-SAUER-Pistolen im 
Wert von ca. 63 Millionen US-Dollar durch die kolumbiani-
sche Regierung für die Nationale Polizei und die Nationale Ar-
mee ab 2006 gab es zahlreiche Unregelmäßigkeiten sowie Ver-
dacht auf Korruption, die in Kolumbien ab 2014 vom Parlament 
untersucht wurden. Auch der heutige kolumbianische Präsi-
dent Juan Manuel Santos wurde vor dem kolumbianischen 
Parlament dazu befragt. Der Kaufvertrag wurde zwischen der 
kolumbianischen Regierung (vertreten durch den damaligen 
Verteidigungsminister und heutigen Präsidenten Juan Manuel 
Santos) und der Regierung der USA abgeschlossen. In Kolum-
bien wird SIG SAUER durch die ANCLA Ltda. vertreten. Der 
ANCLA-Bevollmächtigte in Kolumbien ist Jaramillo Samper, 
ein Jugendfreund des heutigen Präsidenten Juan Manuel San-
tos. [Anm. des Autors: Im Juni 2022 wurde Gustavo Petro, Ver-
treter des linken Wahlbündnisses Coalición Pacto Histórico, 
zum neuen Präsidenten Kolumbiens gewählt.]

 – Den parlamentarischen Untersuchungen und den dort vorge-
legten Dokumenten zufolge war den kolumbianischen Behör-
den bekannt, dass eine Exportgenehmigung aus Deutschland 
erforderlich war und nicht vorlag. 

 – Ein erheblicher Teil der über die USA an Kolumbien 
gelieferten SIG-SAUER-Pistolen wurde in Deutschland pro-
duziert. Der Export von Deutschland in die USA war legal, es 
gab eine Exportgenehmigung mit Endverbleibserklärung für 
die USA. Die anschließende Lieferung der Pistolen von den 
USA in das Konfliktland Kolumbien war hingegen illegal und 
ein Verstoß gegen das deutsche Außenwirtschafts- und das 
Kriegswaffenkontrollgesetz.

 – Das Landgericht Kiel hat 2019 drei Führungskräfte von SIG 
SAUER wegen des illegalen Exports von 38 000 Pistolen aus 
Deutschland über die USA nach Kolumbien zu Bewährungs-
strafen und hohen Geldstrafen verurteilt, diese Urteile sind 
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rechtskräftig. Außerdem verurteilte das Landgericht SIG 
SAUER zur Rückzahlung des Umsatzes im Wert von elf Mil-
lionen Euro, wogegen das Unternehmen Revision beim Bun-
desgerichtshof (BGH) in Karlsruhe einlegte. Das Urteil zu 
dieser Revision verkündete der BGH am 1. Juli 2021.

 – Ein Vertrag vom 26. Juli 2017 zwischen der kolumbianischen 
Policía Nacional und SIG SAUER Inc. (USA), in Kolumbien 
vertreten durch ANCLA Ltda., belegt, dass die Nationalpo-
lizei Ersatzteile für die Pistole SIG SAUER SP 2022 im Wert 
von 323 568 US-Dollar gekauft hat, lieferbar bis 30. Novem-
ber 2017.

[Zur Erklärung gemäß tdh: SIG SAUER Inc. (USA) ist ebenso wie 
SIG SAUER GmbH & Co. KG (D), J.P. Sauer & Sohn GmbH (D) 
und SIG SAUER AG (CH) Teil der Dachgesellschaft der L&O Hol-
ding mit Sitz in Emsdetten, Deutschland.]

Es folgen Vorfälle mit SIG-SAUER-Pistolen in Kolumbien zu ver-
schiedenen Themen (A-E), jeweils in chronologischer Reihenfolge. 

A.  Kindersoldaten und Kindersoldatinnen und Waffen von SIG 
SAUER 

B.  Verbrechen durch Angehörige von Armee und Polizei mit SIG-
SAUER-Waffen 

C. Illegale bewaffnete Gruppen und SIG-SAUER-Waffen 
D. Waffenhandel 
E.  Korruption und Unregelmäßigkeiten in der öffentlichen Verwal-

tung betreffend SIG-SAUER-Waffen

Kontakt für Presseanfragen & Interviews (in Deutschland  
und Kolumbien): Pressestelle terre des hommes, 0541/7101-134, 
presse@tdh.de

27



Das 13-seitige Dossier findet sich auf der Website www.tdh.de.
Zu Kapitel 10:

Wofür die Bundeswehr ein Sondervermögen von 
300 Milliarden Euro benötigt

»Um die Lücke in den Fähigkeiten zu schließen, so wurde da-
mals errechnet, bedürfe es rund 200 Milliarden Euro.« 
Kommentar eines Autorenteams im Militärmagazin
Europäische Sicherheit & Technik im April 202216

»Das Sondervermögen sollte von 100 auf 300 Milliarden  
steigen.«
Das Redaktionsnetzwerk Deutschland zur Forderung 
der Wehrbeauftragten Eva Högl im Januar 202317

Bekanntermaßen zählen Militärmagazine bereits seit den 1980er-
Jahren zu meiner bevorzugten Frühstückskost. Eines Morgens, An-
fang April 2022, ist mir bei der Lektüre des Fachblatts Europäische 
Sicherheit & Technik (ES&T) fast die Kaffeetasse aus der Hand ge-
fallen. Das Unglück konnte noch verhindert werden, dafür durfte 
meine Frau ihren grätigen Gatten genießen. Der Grund: Die Pan-
zerraupe Nimmersatt fraß und frisst unglaubliche Summen an 
monetären Mitteln. Womöglich noch weitaus mehr als bislang be-

16  O.A.: 100 Milliarden – wofür?, in: Europäische Sicherheit & Technik, April 
2022.  

17 O.A.: Wehrbeauftragte Högl will Verdreifachung des Sondervermögens für 
die Bundeswehr, in: Redaktionsnetzwerk Deutschland, 14.01.2023.
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kannt. Geld, das in den kommenden Jahren in sinnvollen Bereichen 
wie Bildung, Gesundheit und Pflege fehlen wird.

Zur Faktenlage: Hans Christoph Atzpodien, Hauptgeschäfts-
führer des Bundesverbands der Deutschen Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie, darf in der ES&T seinen Blick frohgemut in 
die Zukunft richten. Die Bundesregierung habe sich »nunmehr 
dazu bekannt, das der NATO schon 2014 zugesagte Zwei-Prozent-
Niveau bei den Verteidigungsausgaben ab 2022 sogar zu übertref-
fen«. Laut Atzpodien entsprächen »zwei Prozent einem Betrag von 
etwas mehr als 70 Milliarden Euro«. Im Jahr versteht sich.18 Zudem 
haben SPD, Grüne und FDP, begründet mit dem russischen Ein-
marsch in der Ukraine, bekanntermaßen ein Sondervermögen für 
die Bundeswehr in Höhe von 100 Milliarden Euro bewilligt.

Wohin mit dem vielen Geld? Allein für das Beschaffungsprojekt 
atomwaffenfähiger Kampfflugzeuge sind rund 15 Milliarden Euro 
eingeplant. Das 100-Milliarden-Aufrüstungsprogramm der Ampel-
koalition bietet neben den 35 neuen F-35-Stealthbombern – für ge-
rade mal 20 Atomwaffen am Fliegerhorst Büchel – die Gelegenheit, 
weitere 15 Eurofighter-Flugzeuge von Airbus anzuschaffen. Geplant 
für die Kontrolle des kommenden Luftkriegs.19

Das Wünsch-dir-was-du-willst-Paket für die Truppe umfasst al-
les, was das Gefühlsleben der Generalität in Verzücken versetzen 
dürfte: fünf weitere Korvetten K130 für zwei Milliarden Euro, die 
Modernisierung der Luftabwehr mit dem Patriot-System für 600 
Millionen Euro, neue schwere Kampfhubschrauber CH-47F Chi-
nook von Boeing für 5,1 Milliarden Euro, Munition en masse für 
20 Milliarden Euro und so weiter und sofort.

18 Atzpodien, Hans Christoph: Wie schnell kann die Industrie die Ausrüstungs-
lücken der Bundeswehr schließen?, in: Europäische Sicherheit & Technik, Ap-
ril 2022.

19 O.A.: 100 Milliarden – wofür?, in: Europäische Sicherheit & Technik, April 
2022.
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Für gemeinsame multinationale Projekte mit ausländischen 
Verbündeten sind sage und schreibe weitere 34 Milliarden Euro 
eingeplant. So sollen die Eurodrohne, eine neue Fregatte mit den 
Niederlanden, neue U-Boot-Technik mit Norwegen, ein neues Ar-
tilleriesystem mit dem Vereinigten Königreich und vieles weitere 
mehr gemeinsam entwickelt und produziert werden. Beispielsweise 
auch eine Combat Cloud, eine Art Betriebssystem für die Waffen-
technik, sowie das System Twister gegen Hyperschallwaffen.

Allen voran aber setzt die Bundeswehr auf das neue Luftkampf-
system Future Combat Air System, FCAS, das ab 2040 sukzes-
sive die Eurofighter-Kampfjets ersetzen soll. Bereits fünf Jahre zu-
vor sollen die Kampfpanzer Frankreichs und Deutschlands durch 
das gemeinsame Multi-Plattform-Konzept Main Ground Combat 
System, MGCS, ersetzt werden – laut Bundeskanzler Scholz ein 
Leuchtturmvorhaben. 

Bis dieses neuartige Kampfpanzersystem mit Frankreich serien-
reif ist, gilt es zwei Drittel der vorhandenen Leopard-2-Panzer im 
Kampfwert zu steigern. Neu beschafft werden beachtliche 222 Ex-
emplare Leopard in den Typen A6 und A7, was bis 2025 erfolgen 
soll. Bis 2030, gerne früher, soll der neue Kampfpanzer mit dem 
Arbeitstitel Leopard 2 AX konfiguriert werden. 

Bereits vorhanden ist dagegen die gefechtstaugliche Konfigura-
tion des Schützenpanzers Puma. Dessen Umrüstung auf den Stan-
dard Puma VJTF 2023 soll bis 2029 erfolgen. Für weitere Anschaf-
fungen werden rund vier Milliarden aufgewendet. Sparen wir uns 
weitere zahlreiche Neuentwicklungen und Neubeschaffungen für 
die Bundeswehr. Unstrittig ist: Nie zuvor in ihrer mehr als 60-jähri-
gen Geschichte ging es Militärs und Rüstungsindustrie in Deutsch-
land derart gut wie in der Ära der Ampelkoalition von Sozialdemo-
kraten, Grünen und Freien Demokraten. 

Ungeachtet des immensen Geldzuflusses, fand ab Frühjahr 2022 
hinter den Kulissen ein zähes Ringen zwischen Heer, Marine und 
Luftwaffe um die Pfründe statt. Eigentlich nicht nachvollziehbar, denn 
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Geld war genug da, sollte man meinen. Doch der Schein trog. Nicht 
jedem Militaristen reichten die zusätzlichen 100 Milliarden Euro aus. 

»Um die Lücke in den Fähigkeiten zu schließen, so wurde da-
mals errechnet, bedürfe es rund 200 Milliarden Euro.« Nein, das ist 
kein Druckfehler, gemeint sind 200.000.000.000 Euro. Der Hinweis 
auf »damals« verwies auf das Fähigkeitsprofil der Bundeswehr von 
2018. Zwar war zwischenzeitlich ein Teil der gewünschten Inves-
titionen getätigt worden, »aber deutlich über 100 Milliarden sind 
noch nötig, um die Vollausstattung zu erreichen«, bilanziert ein 
fachkundiges Autorenteam in Europäische Sicherheit & Technik.20

Glaube also niemand, das Ende der Fahnenstange sei in Sicht. 
In Deutschland wird weiter gerungen werden um neue Kampf-
bomber und Militärhelikopter, Kampfpanzer und Kriegsschiffe und 
Kampfdrohnen für Kampfeinsätze der Bundeswehr. Und um wei-
tere dreistellige Milliardensummen, die aus Sicht des Militärs und 
ihrer Lobbyisten benötigt werden. 

An deren Spitze setzte sich 2023 die Sozialdemokratin Eva Högl, 
Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestags. Sie forderte eine Ver-
dreifachung des Sondervermögens für die Bundeswehr: von bis-
lang 100 auf 300 Milliarden Euro. Die weitere Unterstützung der 
Ukraine mit Kriegswaffen und Munition gehe »nicht ohne neue 
Fertigungskapazitäten«.21 

Diametral widerspricht das neue Motto der von SPD, Grünen 
und FDP geführten Bundesregierung dem der christlich-liberalen 
Regierung unter Kanzler Kohl. In Zeiten des Kalten Krieges hatte 
Helmut Kohl standhaft den Slogan »Frieden schaffen mit immer 
weniger Waffen« vertreten. Heute lautet das Militärmotto: »Frieden 
schaffen mit exorbitant mehr Hightechwaffen!«

20 O.A.: 100 Milliarden – wofür?, in: Europäische Sicherheit & Technik, April 
2022.

21 O.A.: Wehrbeauftragte Högl will Verdreifachung des Sondervermögens für 
die Bundeswehr, in: Redaktionsnetzwerk Deutschland, 14.01.2023.
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